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Forderungspapier der BAG SELBSTHILFE 

zum Nationalen Aktionsplan 2.0 der Bundesregierung zur Umsetzung der UN-Behindertenrechtskonvention (NAP 2.0)
Nach der Evaluation des 2011 beschlossenen Nationalen Aktionsplans der Bundesregierung zur Umsetzung der UN-Behindertenrechtskonvention hat das Bundesministerium für Arbeit und Soziales (BMAS) im November 2015 einen Arbeitsentwurf für einen Nationalen Aktionsplan 2.0 veröffentlicht, über den sowohl auf den Inklusionstagen am 23./24. November 2015 in Berlin als auch im sog. NAP-Ausschuss beim BMAS mit Vertretern der Behindertenverbände intensiv diskutiert wurde. 
Auch wenn zu begrüßen ist, dass die Bundesregierung den Nationalen Aktionsplan als Dauerauftrag und -aufgabe ansieht und ihn mit der beabsichtigten Neufassung an aktuelle Entwicklungen und Erfordernisse anpassen will, lässt der vorliegende Arbeitsentwurf befürchten, dass der NAP 2.0 ähnliche Defizite aufweisen wird, wie sie von den Verbänden am bisherigen Nationalen Aktionsplan kritisiert und auch im Evaluationsbericht entsprechend gerügt worden sind.

Die BAG SELBSTHILFE, Dachverband von 118 Bundesverbänden der Selbsthilfe chronisch kranker und behinderter Menschen sowie von 13 Landesarbeitsgemeinschaften, will daher mit ihren nachfolgenden Kernforderungen zu Inhalt und Ausgestaltung des NAP 2.0 nochmals die dringend zu berücksichtigenden Aspekte im Hinblick auf die Umsetzung der UN-Behindertenrechtskonvention vor der Verabschiedung des Aktionsplans ins Bewusstsein rücken.
· Der überarbeitete Nationale Aktionsplan 2.0 muss sich allein am Inhalt der UN-Behindertenrechtskonvention orientieren und darf deren Umsetzung nicht von der aktuellen Finanz- und Haushaltslage abhängig machen.
· Der NAP 2.0 muss eine klare Richtung mit dem Ziel einer inklusiven Gesellschaft erkennen lassen und darf sich nicht in einzelnen kurzzeitigen Projektmaßnahmen verlieren.
· Der NAP 2.0 muss klar erkennen lassen, welche Maßnahmen des NAP 1.0 nicht vollständig umgesetzt wurden und welche Maßnahmen in welchem Zeitraum von welchen Akteuren zu ergreifen sind, damit die gesteckten Ziele doch noch erreicht werden können.
· Der neue Aktionsplan muss dauerhafte Weichenstellungen für Inklusion und Teilhabe enthalten. Dabei muss erkennbar sein, wie der Inhalt der UN-Behindertenrechtskonvention in seiner Gesamtheit in allen gesellschaftlichen Bereichen zu verankern ist.
· Querschnittsthemen sowie die Wechselwirkung der einzelnen Artikel der UN-Behindertenrechtskonvention sind gleichermaßen zu beachten wie die einzelnen dort verankerten Rechte.

· Die einzelnen Maßnahmen des NAP 2.0 sind mit klaren Zeitplänen zu versehen, wobei messbar sein muss, ob das mit der Maßnahme verbundene Ziel erreicht wurde. Es sind entsprechende Indikatoren zu entwickeln und Zwischenziele festzulegen.
· Die Maßnahmenverläufe und deren Ergebnisse sind gegenüber der Öffentlichkeit transparent und in verständlicher, barrierefreier Form darzustellen. Hierzu gehört nicht zuletzt eine regelmäßige Dokumentation über aktuelle Sachstände, Entwicklungsverläufe und Ziele. Im Falle des Nichterreichens eines Zieles oder einer Nichteinhaltung des Zeitplans sind die Ursachen festzustellen und zu dokumentieren.

· Der NAP 2.0 muss sich insbesondere Themen zuwenden, die bisher aus bestimmten, etwa finanziellen Gründen kaum oder gar nicht behandelt worden sind. Dazu gehört vor allem das Thema Barrierefreiheit in der Privatwirtschaft (vgl. Art. 9 Abs. 2 b) UN-BRK).
· Unerlässlich ist die – ggf. schrittweise – Überprüfung der bestehenden Rechtsvorschriften auf ihre Vereinbarkeit mit der UN-Behindertenrechtskonvention.
· Die Maßnahmen des NAP 2.0 müssen über spezielle Lebensbereiche bzw. Personengruppen hinaus auch auf die Öffentlichkeit insgesamt ausgerichtet sein, insbesondere die in Art. 8 UN-BRK verankerte Bewusstseinsbildung.
· Die einzelnen Maßnahmen sind partizipativ auszugestalten. Zudem sind für die jeweilige Maßnahme Qualitätsstandards zu entwickeln und einzuhalten.
· Inhaltlich sind vor allem für die Bereiche Bildung, Arbeit, Wohnen und Barrierefreiheit in stärkerem Maße als bisher Maßnahmen zu entwickeln, und zwar in nachhaltiger, grundlegender Form, und nicht nur mit zeitlich befristeten Wirkungen verbunden.
  Düsseldorf, im Februar 2016
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